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der Festigung des Friedens in Europa und in der 
ganzen Welt gestaltet werden soll?

Es muß ein Friedensvertrag sein, der auf den Grund­
sätzen eines demokratischen Friedens beruht, d. h. dem 
deutschen Volke die Möglichkeit gibt, seine Wirtschaft 
wiederaufzubauen, das friedliche Leben der 60-Mil- 
lionen-Bevölkerung unseres Landes sicherzustellen. Ein 
demokratischer Frieden setzt voraus, daß auch Deutsch­
land als besiegtes Land das Recht auf eine freie, demo­
kratische Entwicklung sowie das Recht auf die völlige 
Wiederherstellung seiner Unabhängigkeit erhält, wie 
es die Vertreter der Regierung der UdSSR wiederholt 
auf internationalen Konferenzen gefordert haben.

Ein demokratischer Friede ist unvereinbar mit dem 
Besatzungsstatut, das von den imperialistischen West­
mächten verhängt wurde, ein Mittel brutaler imperia­
listischer Gewaltpolitik ist und keinen anderen Zweck 
verfolgt als die Liquidierung Deutschlands als eines 
selbständigen Staates und die Verwandlung der west­
lichen Besatzungszonen in eine amerikanische Kolonie 
und in den Aufmarschraum für einen neuen Krieg.

Ein demokratischer Friede ist unvereinbar mit dem 
Ruhrstatut, das das industrielle Herz Deutschlands 
vom gesamtdeutschen Wirtschaftsorganismus losreißt 
und dieses Industriereservoir mit seinen natürlichen 
Reichtümern und seinen gewaltigen Produktionsein­
richtungen, Gruben, Werken und Fabriken, zu einer 
leichten Beute ausländischer Monopolgesellschaften und 
imperialistischer Kriegstreiber macht.

Wir fordern daher erneut und mit allem Nachdruck 
die Aufhebung des Besatzungs- und des Ruhrstatuts, 
die fallen müssen, wenn der Friede mit Deutschland 
ein demokratischer Friede sein soll.

(Beifall)
Ebenso ist es, meine sehr verehrten Damen und 

Herren, mit dem Gedanken eines demokratischen 
Friedens in keiner Weise zu vereinbaren, Deutschland 
auf die Dauer als ein besetztes Land zu betrachten 
und zu behandeln. Wenn Acheson vor kurzem erst 
wieder erklärte, es sei wohl möglich, daß noch 50 Jahre 
lang die westlichen Besatzungsarmeen in Deutschland 
verbleiben, so drückt sich darin die brutale Koloni- 
sierungs- und Kriegspolitik des USA-Imperialismus 
aus, und diese Politik muß die entschlossene Gegner­
schaft aller deutschen Demokraten und Patrioten 
finden, wie sie auch von allen demokratischen und 
friedliebenden Kräften der Welt entschieden bekämpft 
wird.

Nicht fremde Besatzungstruppen, nicht Söldnerheere 
und Fremdenlegionen können den Völkern wirkliche 
Garantien gegen eine neue deutsche Aggression geben, 
sondern allein der Aufbau eines einheitlichen, demo­
kratischen und friedliebenden deutschen Staates.

Ein demokratischer Friede, meine Damen und Herren, 
für Deutschland erfordert daher einen solchen Friedens­
vertrag, der die Bestimmung enthält, binnen Jahres­
frist nach Abschluß des Vertrages alle Besatzungs­
truppen aus Deutschland zurückzuziehen.

(Beifall)
Allein die freie Entwicklung einer friedlichen, demo­

kratischen Aufbauarbeit in ganz Deutschland dient der 
Sache des Weltfriedens. Ein demokratisches Friedens­
werk wird nur ein solcher Friedensvertrag mit Deutsch­
land genannt werden können, der die Errichtung eines 
einheitlichen, demokratischen und friedliebenden deut­
schen Gesamtstaates ermöglicht.

An die Erfüllung dieser Forderung ist das Schicksal 
unseres deutschen Volkes gebunden. Es ist die Frage 
der Existenz oder der Liquidierung Deutschlands als 
eines selbständigen Staates, es ist die Frage des Lebens 
unserer deutschen Nation als einer selbständigen und 
freien Nation überhaupt.

Daher, meine Damen und Herren, ist die Forderung 
bezüglich des Inhalts und der Bedingungen eines abzu­
schließenden Friedensvertrages die zentrale Forderung 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland. 
Sie wird mit aller Kraft von der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik unterstützt, und 
wir sind felsenfest davon überzeugt, daß es keinen 
deutschen Demokraten, keinen Patrioten geben kann, 
der die Berechtigung dieser Forderung nicht anerkennt 
und sie nicht als seine ureigenste Sache betrachtet.

Ein Staat kann aber nur dann als ein wirklich selb­
ständiger Staat betrachtet werden, wenn er auch seine 
äußeren Beziehungen selbst zu regeln in der Lage ist. 
Einem entmilitarisierten, entnazifizierten und fried­
liebenden demokratischen Deutschland muß daher 
durch den Friedensvertrag auch eine solche Souve­
ränität in seinen äußeren Beziehungen gewährt 
werden, wie sie die Deutsche Demokratische Republik 
dank der Weitsichtigkeit und Großzügigkeit der Politik 
der Regierung der UdSSR bereits besitzt.

Wir fordern daher einen Friedensvertrag, der mit 
einer solchen Einrichtung wie die der Hohen Kom­
missare Schluß macht und dem ganzen deutschen Volk 
die Möglichkeit gibt, auf der Grundlage des Friedens 
und der Freundschaft unter allen friedliebenden 
Völkern seine außenpolitischen Beziehungen selbst zu 
regeln.

(Beifall)
Einem entmilitarisierten, entnazifizierten, fried­

liebenden, demokratischen Deutschland muß auch die 
Möglichkeit gegeben werden, frei und ungehemmt eine 
lebensfähige Friedenswirtschaft zu entwickeln, die dem 
werktätigen deutschen Volke Arbeit und Brot und 
allen Menschen ihr Auskommen sichert. Es heißt der 
Sache des Friedens, der Wohlfahrt, der Freiheit der 
Völker schwersten Schaden zufügen und das Völker­
recht auf das schwerste verletzen, wenn, wie es in 
Westdeutschland geschieht, die Macht der Besatzungs­
organe dazu benutzt wird, die Befehle der englischen 
und amerikanischen Konzernherren auszuführen und 
jene westdeutschen Industriebetriebe durch Demon­
tagen zu liquidieren, die eine Konkurrenz für sie dar­
stellen können.

(Sehr wahr!)
Daher müssen unverzüglich die Demontagen deutscher 

Werke und Fabriken, die nicht der Rüstung, sondern 
der Erzeugung friedlicher Bedarfsgüter dienen können, 
beendet werden.

Der abzuschließende Friedensvertrag muß es ferner 
Deutschland ermöglichen, mit allen Völkern friedlichen 
Handel zu treiben und enge wirtschaftliche Zusammen­
arbeit zu pflegen. Wir fordern einen freien Außen­
handel ohne Bevormundung und Kontrolle durch aus­
ländische Konkurrenten. Dann wird unter der Vor­
aussetzung, daß auch im Innern eine vernünftige, 
demokratische Wirtschaftsordnung errichtet wird, im 
gesamten Deutschland Arbeit und Brot für alle ge­
sichert sein, und ein wertvoller Beitrag zur Verstän­
digung und Zusammenarbeit der freien und fried­
liebenden Nationen ist geleistet.

Der Friedensvertrag mit Deutschland muß nicht zu­
letzt, meine sehr verehrten Damen und Herren, dem 
deutschen Volke die Möglichkeit erschließen, seine 
Kultur frei zu pflegen und zu entwickeln, und in freien 
Kulturaustausch mit allen anderen friedliebenden 
Völkern zu treten. Es muß ein Ende haben mit den 
gewaltsam oktroyierten amerikanischen Gangster­
filmen, Verbrecherromanen und Taxigirls.

(Sehr richtig! und Beifall)
Hier, meine Damen und Herren, muß ich eine offene 

Frage stellen. Nachdem jetzt gerade ein hoher Kardinal 
sich leidenschaftlich gegen unsere Forderung wendet, 
das deutsche Volk in der Nationalen Front zu ver-
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